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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz über die Bereitstellung flächendeckender 
Schnellladeinfrastruktur für reine Batterieelektrofahrzeuge 
(Schnellladegesetz - SchnellLG)

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 230. Sitzung am 20. Mai 2021 aufgrund 

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Verkehr und 

digitale Infrastruktur – Drucksache 19/29840 – den von der Bundesregierung 

eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes über die Bereitstellung flächendeckender  

Schnellladeinfrastruktur für reine Batterieelektrofahrzeuge

(Schnellladegesetz – SchnellLG) 

– Drucksache 19/28184 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 11.06.21 

Erster Durchgang: Drs. 156/21



 

 

 

1. In § 1 wird die Nummer 2 gestrichen, so dass keine Nummerierung mehr erfolgt. 

2. In § 2 werden folgende Nummern 8 und 9 ergänzt: 

„8. Flächendeckung erreicht, wenn alle Fahrzeugführer eines reinen Batterieelektrofahrzeugs, 

die auf öffentliche Ladeinfrastruktur angewiesen sind, bundesweit alle Strecken mit 

ihrem Batterieelektrofahrzeug ohne erhebliche Umwege zurücklegen können; 

9. Bedarfsdeckung erreicht, wenn durch die Anzahl der Schnellladepunkte unzumutbare 

Wartezeiten vermieden werden.“ 

3. § 3 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Schnellladestandorten“ eingefügt: 

„unter besonderer Berücksichtigung der flächendeckenden Bereitstellung“ 

4. In § 3 Absatz 2 Satz 4 wird nach „gelegt werden“ um folgenden Halbsatz ergänzt: 

„ , wobei sich die Schnellladeinfrastruktur an Bundesfernstraßen an bewirtschafteten und 

unbewirtschafteten Rastanlagen befinden soll.“  

Im Anschluss wird folgender Satz 5 eingefügt:  

„Die Schnellladeinfrastruktur kann sich im ländlichen und suburbanen Raum oder auch 

innerorts befinden.“ 

5. In § 3 Absatz 2 wird folgender Satz 6 eingefügt: „Auf der Grundlage der Bedarfsermittlung 

nach Satz 1 bestimmt das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur die 

Standorte und Suchräume für Standorte im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 1 und übermittelt dem 

für Verkehr zuständigen Ausschuss des Deutschen Bundestages einen bundesweiten Überblick 

über diese Standorte und Suchräume.“ 

6. In § 3 Absatz 4 Satz 2 wird „§ 7 Absatz 1 Nummer 1“ ersetzt durch „§ 7 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1“. 

7. § 3 Absatz 7 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 

„Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur legt angemessene Zeitpunkte 

fest, bis zu denen der Auftragnehmer die Schnelladeinfrastruktur nach Vertragsabschluss 

fertiggestellt haben und für die Öffentlichkeit nutzbar machen muss.“  

8. In § 3 wird ein neuer Absatz 8 eingefügt: 

„(8) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur legt dem für Verkehr 

zuständigen Ausschuss des Deutschen Bundestages ein Konzept zur Erfüllung seiner 

Gewährleistungsaufgabe zur Zustimmung vor. Das Konzept enthält die methodischen 

Grundlagen und die Kriterien zur Ermittlung des Bedarfs an Schnellladestandorten nach 

Absatz 2 Satz 1, die Mindestanforderungen an die Rahmenbedingungen nach § 3 Absatz 3 

Satz 1 sowie die Grundsätze, nach denen die Interessen der Bestandsinfrastrukturanbieter 

berücksichtigt werden. Hat der Ausschuss nach Ablauf von drei Sitzungswochen seit Eingang 

des Konzepts keinen Beschluss gefasst, kann das Bundesministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur das Konzept zur Bestimmung der Standorte und Suchräume im Sinne des 

Absatzes 2 Satz 6 [neu] zugrunde legen.“ 

Der bisherige Absatz 8 wird zu Absatz 9. 
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9. § 3 Absatz 9 [neu] Satz 2 wird nach „Gesetzes“ wie folgt ergänzt: 

„und legt das entsprechend geänderte Konzept dem für Verkehr zuständigen Ausschuss des 

Deutschen Bundestages zur Zustimmung vor. Absatz 8 Satz 3 gilt entsprechend.“  

10. § 4 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:  

„(1) Die Bereitstellung von Schnellladeinfrastruktur wird in mehreren Losen 

ausgeschrieben, die Standorte oder Suchräume für Standorte nach § 3 Absatz 2 Satz 6 

enthalten. Die Lose beziehen sich auf das gesamte Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

oder auf eine Region, die sich über mehrere Länder oder Teile mehrerer Länder erstrecken 

kann. Die Standorte bzw. Suchräume der bundesweiten Lose sollen Rastanlagen an 

Bundesfernstraßen einbeziehen. Einzelne Lose sollen sich in ihrem Zuschnitt räumlich 

überschneiden. In den Vergabeverfahren werden bundesweit insgesamt mindestens achtzehn 

regionale Lose gebildet. Daneben sollen bei Bedarf bundesweite Lose gebildet werden. Bei der 

Bestimmung der Lose werden folgende Kriterien zu Grunde gelegt: 

1. die Belange von Nutzern der Schnellladeinfrastruktur, 

2. die Kosteneffizienz der Leistungserbringung, etwa durch die räumliche Dichte der 

Standorte, durch Größenvorteile aufgrund einer Vielzahl von Standorten oder die 

stromnetzseitige Kosteneffizienz, 

3. die Auswirkungen der Losbildung auf die Umsetzung der Aufgabenstellung, wie sie in § 3 

Absatz 1 bis 3 und Absatz 8 (neu) festgelegt und durch Rechtsverordnungen gemäß § 7 

sowie die Vergabeunterlagen in den Vergabeverfahren nach § 3 Absatz 5 näher bestimmt 

wird, sowie 

4. das Ziel eines effektiven Wettbewerbs in den Vergabeverfahren gemäß § 3 Abs. 5 und 

eines effektiven Wettbewerbs unter den Anbietern von Schnellladeinfrastruktur nach 

Abschluss der Vergabeverfahren.“ 

11. § 4 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:  

„(2) Bei der Losbildung werden mittelständische Interessen nach Maßgabe von § 97 Absatz 

4 GWB berücksichtigt. In jeder Region soll mindestens ein im Verhältnis zu den anderen Losen 

kleineres Los gebildet werden, das mittelständischen Unternehmen eine Teilnahme 

ermöglicht. Bei der Bildung aller Lose sollen wirtschaftlich attraktive und weniger attraktive 

Standorte gebündelt werden. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

legt im Rahmen der Ausschreibung die Voraussetzungen fest, unter denen Unternehmen auf 

ein Los oder auf mehrere Lose bieten können.“ 

12. In § 4 wird ein neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Sofern das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur eine 

Auftragsbekanntmachung oder eine Vorinformation beabsichtigt, so ist diese am Tag der 

Veröffentlichung dem für Verkehr zuständigen Ausschuss des Deutschen Bundestages zur 

Information zu übermitteln.“ 

Die Absätze 3 und 4 werden zu den Absätzen 4 und 5. 

13. In § 5 Absatz 3 Satz 3 wird nach dem Wort „Bund“ das Wort „insbesondere“ eingefügt. 
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14. § 5 Absatz 4 Satz 2 wird nach dem Wort „Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes“ um 

folgenden Halbsatz 2 ergänzt: 

„ ; es kann die Gesellschaft privaten Rechts nach § 1 des Infrastrukturgesellschafts-

errichtungsgesetzes mit der Durchführung des Verfahrens nach Satz 1 beauftragen.“ 

15. In § 6 Absatz 3 Satz 2 und 3 wird jeweils die Angabe „Nummer 1“ durch die Wörter „Satz 1 

Nummer 1“ ersetzt. 

16. In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ , die nicht der Zustimmung des Bundesrates 

bedarf,“ durch die Wörter „mit Zustimmung des Deutschen Bundestages“ ersetzt. 

17. In § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort „Festlegung“ durch das Wort „Erhöhung“ 

ersetzt. 

18. Vor § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird folgende neue Nummer 3 eingefügt: 

„3. die Voraussetzungen einer wirtschaftlich unzumutbaren Härte nach § 6 Absatz 3 Satz 1 

sowie die für ihre Geltendmachung erforderlichen Nachweise näher zu regeln;“ 

Die Nummern 3., 4., 5. und 6. werden zu den Nummern 4., 5., 6. und 7. 

19. In § 7 Absatz 1 wird folgender Satz 2 ergänzt: „Eine Rechtsverordnung nach Satz 1 bedarf 

nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 

20. § 9 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 9 

Berichterstattung 

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur erstellt alle zwei Jahre, 

erstmals zum 1. Juli 2024, einen Bericht über die Flächendeckung, den Betrieb und die 

technische Ausstattung der Schnellladestandorte, über den Bedarf an Schnellladeinfrastruktur 

und ihre Auslastung, über den Erfüllungsgrad oder Hemmnisse bei der Erfüllung der Aufgaben 

nach § 3 und über weitere Anforderungen, die zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlich sind. 

Der Bericht soll darstellen, welcher Anteil der öffentlich zugänglichen Ladepunkte 

eigenwirtschaftlich betrieben wird, und verbleibende Wirtschaftlichkeitslücken der Betreiber 

bewerten. Er soll zudem eine Prognose des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 

Infrastruktur enthalten, wann mit dem Ende der Markthochlaufphase zu rechnen ist. In diesem 

Bericht hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur begründet 

darzulegen, ob und inwieweit die Gewährleistung der flächendeckenden und bedarfsgerechten 

Bereitstellung von Schnellladeinfrastruktur durch das Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur weiterhin erforderlich ist. Der Bericht ist den für Verkehr und Haushalt 

zuständigen Ausschüssen des Deutschen Bundestages vorzulegen.“ 
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